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Prolog


Einer Legende zufolge hat der antike Philosoph und Mathematiker Pythagoras, als er den berühmten, nach ihm benannten Satz entdeckte, den Göttern zum Dank hundert Ochsen geopfert. Seither, so die Legende, erheben sämtliche Ochsen jedes Mal, wenn jemand eine wirklich neue Idee hat, ein fürchterliches Gebrüll.1


An diese Geschichte muss man denken, wann immer man sich der leidigen Sozialdebatte zuwendet. Was seit Jahrzehnten stattfindet, ist ein ewiger Stellungskrieg zwischen (Neo-)Liberalen, Sozialisten (bzw. Sozialdemokraten) und Konservativen, immer entlang derselben Frontlinien und ohne die mindeste geistige Beweglichkeit. Die Liberalen rufen nach Freiheit, die Sozialisten nach Gleichheit, die Konservativen nach Brüderlichkeit. Äußert jemand eine neue Idee, passt sie entweder in eines der Denkschemata, dann sind die anderen beiden Lager dagegen; oder die Idee ist so originell, dass sie geeignet wäre, die Lagergrenzen zu überwinden: dann brüllen die Ochsen auf allen Seiten.





1 diese Geschichte wird u.a. von Heinrich Heine überliefert; ich zitiere sie nach Weizsäcker, Der Mensch in seiner Geschichte, S. 113 (Fn)




Einleitung


Wir schreiben das Jahr 2019 nach Christus, und unsere Welt ist in einem merkwürdigen Zustand. Vor 30 Jahren, als die Mauer fiel und die Frontstellung zwischen Ost und West, zwischen Kommunismus und Kapitalismus aufbrach, verkündete der amerikanische Politologe Francis Fukuyama das „Ende der Geschichte".2 Es mag der Komplexität seiner Beweisführung nicht gerecht werden, aber letztlich lief zumindest die Rezeption seiner These darauf hinaus, dass es nach dem Scheitern der sozialistischen Experimente und dem Triumph des westlichen Gesellschafts- und Wirtschaftsmodells nur noch darum gehen könne, dem Rest der Welt nun ebenfalls Freiheit und Demokratie zu schenken, ihn also zu verwestlichen.


Wie man weiss, kam es anders. Die Konfrontation mit Russland ist kaum weniger beunruhigend als zu Sowjetzeiten, religiös motivierter Terror hat ein Ausmaß erreicht, das ans Mittelalter denken lässt, und selbst aufgeklärte, liberale und wohlhabende westliche Gesellschaften erleben eine Polarisierung und innere Zerrissenheit, wie sie am Ende des letzten Jahrhunderts kaum vorstellbar schien. Ländliche Gegenden gegen Metropolen, Gering- gegen Hochqualifizierte, kleine Angestellte gegen die „Managerelite", ethnische oder sonstige Minderheiten gegen die tatsächlich oder vermeintlich intolerante Mehrheit, usw. Populistische Parteien sind überall auf dem Vormarsch, autoritäre Herrscher etwa in Russland und der Türkei müssen die Massen gar nicht mehr unterdrücken, sondern werden begeistert von satten Mehrheiten unterstützt, und die Schutzmacht von Freiheit und Demokratie hat einen Psychopathen zum Präsidenten gewählt. Regionale militärische Konflikte insbesondere in der Levante verursachen riesige, in diesem Ausmaß kaum je zuvor gesehene Flüchtlingsströme, die sich Richtung Europa bewegen und dort entsprechende soziale Abwehrreflexe und politische Grundsatzkonflikte auslösen. Unterdessen stolpert die Europäische Union von einer Krise in die nächste, der Euro wird fortwährend gerettet, indem man seine Konstitutionsprinzipien verleugnet, manche EU-Mitgliedsländer nehmen nur noch selektiv am europäischen Projekt teil, also immer nur dort, wo Geld verteilt wird, die Briten treten gleich ganz aus und wundern sich offenbar, dass, wer austritt, anschließend nicht mehr drin ist ... so mancher (im Westen) wünscht sich fast den kalten Krieg zurück: „Wie war der Westen schön unter Breschnew!"3


Offenbar hatte die Konfrontation zwischen Ost und West der Welt eine vordergründige Stabilität gegeben, die viele Erosionsprozesse verdeckte. (West-)Europa hatte ein vitales Interesse am Zusammenhalt, und in vielen Weltregionen bestand ein so fein austariertes Gleichgewicht der Großmachtinteressen, dass für die jetzt aufbrechenden zerstörerischen Bewegungen kein Raum war. Außerdem spricht leider viel für die These des amerikanischen Ökonomen Jeremy Rifkin, nach der glückliche Menschen sich meist im Privaten aufhalten, während es vor allem die Unzufriedenen und Frustrierten sind, die in die Öffentlichkeit streben und politische Karrieren machen; er nennt das die Pathologie der Macht,4 die dazu führt, dass wir häufig von den falschen Persönlichkeiten regiert werden.5


Parallel zu den dramatischen weltpolitischen Entwicklungen geraten aber auch deutsche Binnenstrukturen in gefährliche Schieflagen. Der Generationenvertrag in der Rentenversicherung droht aus demographischen Gründen zu kollabieren, Hartz IV entwickelt sich vom äussersten sozialen Sicherheitsnetz, als das es konzipiert war, zu einem Generationen übergreifenden Lebensmodell, für die einen Synonym für Stigma und sozialen Abstieg, für die anderen immerhin so attraktiv, dass sie einwandern, um in seinen Genuss zu kommen. Wohnen in den Großstädten und deren „Speckgürteln" wird immer mehr zum Luxus, während ländliche Regionen veröden, weil es dort keine Arbeit gibt. Die naheliegende Lösung, Arbeitsplätze aus den Metropolen in die Fläche zu verlagern, wird gelegentlich beschworen, aber nicht wirklich angegangen. Der Klimawandel ist ein großes Thema mit riesigem Empörungspotential, wenn es gilt, sich über die betrügerische Automobilindustrie, über rücksichtslose Chinesen und ignorante Amerikaner aufzuregen, aber wehe, der Benzinpreis steigt, der umweltbewusste Bürger will schließlich nicht zu viel Geld dafür aufwenden, dass er seine Kinder mit dem SUV zur Schule fährt. Und dieselben, die gegen Atom- und Kohlestrom demonstrieren, wollen natürlich auf gar keinen Fall Windräder oder Stromtrassen in der Nachbarschaft haben. Derweil spaltet sich die deutsche Gesellschaft anhand der Frage, wie mit Migranten im allgemeinen und Flüchtlingen im Besonderen umzugehen sei. Globalisierung und Digitalisierung lassen das Ziel der Vollbeschäftigung mittelfristig illusorisch erscheinen, und im Klima von Abstiegsangst und gefühlten oder tatsächlichen Gerechtigkeitsdefiziten gedeihen Chauvinismus, Populismus und Ressentiments. Der innere Zusammenhalt unserer Gesellschaft scheint in akuter Gefahr.


In dieser Gemengelage werden notwendige politische Debatten oft auch in Entscheidungsgremien, ganz sicher aber in den Massenmedien und mehr noch in der Parallelwelt der digitalen Netzwerke, nicht mehr als interessierter Diskurs geführt, als Meinungsaustausch, der auf Erkenntnisgewinn abzielt, sondern als Kampf um die Deutungshoheit. Gleichzeitig spriessen Tabus und Denkverbote, getarnt als „Political Correctness", wie Pilze aus dem Boden.


Neue Ideen, insbesondere wenn sie nicht in die überkommenen Schemata von links und rechts, progressiv und konservativ passen, haben es damit noch schwerer als zu Pythagoras' Zeiten. Andererseits gehört nicht viel dazu, zu erkennen, dass es so nicht weiter gehen kann, weder in der Klima- noch in der Sozialpolitik, auch nicht in der Weltpolitik, die in postkolonialer Arroganz und Ignoranz dabei ist, wirtschaftliche, soziale, religiöse und kulturelle Konflikte so zu globalisieren, dass buchstäblich jeder von allem bedroht wird.


Trotzdem soll hier versucht werden, für einen begrenzten Raum (die Bundesrepublik Deutschland) und ein begrenztes Thema (die Sozialpolitik) einen Vorschlag zu machen, der nicht an Stellschrauben dreht, sondern eine neue Maschine entwirft. Einen Vorschlag, der vom Menschen und seinen legitimen Bedürfnissen ausgeht, nicht vom Budget, in dessen Licht die Legitimität von Bedürfnissen erst definiert wird, und erst recht nicht vom Primat der Kontinuität, demzufolge alles grundsätzlich Neue automatisch suspekt ist. Zu beginnen ist daher mit einem Blick auf den Status quo, einschließlich seiner Einbettung in historische und psychologische Zusammenhänge. Es folgt eine Darstellung des Konzepts des bedingungslosen Grundeinkommens sowie eine Widerlegung der üblichen Einwände dagegen. Schließlich ist auch zu betrachten, warum es diese Idee in der politischen Arena so schwer hat, trotz ihrer offenkundigen Plausibilität (und ihrer beträchtlichen Popularität!).


Grundsätzlich neu ist die hier vertretene Idee nicht: gerade in den letzten Jahren wurde viel dazu geschrieben und gesagt. Was aber immer zu kurz kam in dieser Diskussion, ist die fundamentale Bedeutung dieses Gedankens für das soziale Leben einer Gemeinschaft. Nicht als Vehikel sozialer Umverteilung sollte das bedingungslose Grundeinkommen genutzt werden, sondern als systematische Neuordnung der Leistungsbeziehungen. Nicht einfach um bessere Ausstattung von Armen und Bedürftigen geht es dabei (jedenfalls nicht in erster Linie), sondern um eine sinnvollere und effizientere Organisation des Sozialtransfers. Ziel ist es, die Spaltung unserer Gesellschaft zu stoppen (und umzukehren), nicht einfach nur mehr Geld für irgend etwas oder irgend jemanden.


Das dem Konzept des bedingungslosen Grundeinkommens zugrunde liegende Prinzip, nämlich das Recht auf Teilhabe für jeden und damit der Respekt vor menschlicher Würde, gilt nicht nur hierzulande, sondern überall. Es sollte durchaus auch Leitbild für eine globale Sozial- und Entwicklungspolitik sein. Einstweilen aber wäre schon viel gewonnen, wenn es dort umgesetzt würde, wo man es sich ganz sicher leisten könnte, z.B. in der Bundesrepublik Deutschland.





2 vgl. Fukuyama, The End of History and the last Man


3 das schrieb bereits 2004 ironisch, aber mit durchaus ernstem Hintergrund, der französische Philosoph André Comte-Sponville, Kapitalismus, S.34


4 Rifkin, Empathische Zivilisation, S. 20


5 vgl. auch Taylor, Das Unbehagen an der Moderne, S. 16, demzufolge der moderne Individualismus dazu führt, dass die meisten Menschen die „Genugtuungen des Privatlebens genießens (sic!)", solange die Regierung „sanft und paternalistisch" verfährt





Erster Teil


Die Spaltung der Gesellschaft





Das Recht, da zu sein vs. Verdrängung und Abschottung


Eines der großen Schlagwörter des beginnenden 21. Jahrhunderts ist „Globalisierung". Es gibt kaum einen Konsumartikel, der nicht entweder komplett oder zumindest in wesentlichen Bestandteilen um den halben Globus transportiert wird, bevor wir ihn kaufen und verbrauchen. Wir essen japanischen Fisch, argentinische Steaks, spanische Oliven, kolumbianische Bananen; wir trinken Orangensaft aus Marokko, Wein aus Italien oder Frankreich, manchmal auch aus Südafrika oder Chile, Whiskey aus Schottland. Elektronik-Artikel sind zumeist „made in China", und T-Shirts, die im Discount-Markt drei Euro kosten, haben auch schon eine lange Reise hinter sich, weil sie wahrscheinlich irgendwo in Asien produziert wurden.


Noch schneller als materielle Güter ist das Geld, namentlich das virtuelle: nur ein paar Klicks sind nötig, um Teilhaber einer Aktiengesellschaft in Australien zu werden, der Zentralbank von Ecuador Geld zu leihen oder auf die Qualität der Getreideernte in den USA zu spekulieren. Die internationale Finanzindustrie ist dermaßen vernetzt, dass Sparer in Deutschland ganz konkret um ihre Einlagen fürchten mussten, als in Amerika 2008 eine Immobilienblase platzte. Für den Wohlstand in Europa ist alles, was an Weichenstellungen durch nationale oder europäische Gremien passiert, von weit geringerer Bedeutung als die Frage, ob die USA und China einen Handelskrieg beginnen oder nicht.


Während Finanzkapital und Wirtschaftsgüter also global ausgetauscht werden und überall willkommen sind, gilt das für Menschen nur sehr eingeschränkt. Wenn von „Mobilität" die Rede ist, geht es meist um die Bereitschaft von Arbeitnehmern, ihren Wohnort zu wechseln, wenn der Arbeitgeber sie anderswo braucht. Insoweit wird auch interkontinentale Mobilität immer mehr vorausgesetzt. Wenn es aber darum geht, dass Menschen nicht von Arbeitgebern geschickt werden, sondern aus eigenem Antrieb in ein anderes Land übersiedeln wollen, weil sie sich dort bessere Lebenschancen erhoffen, sprechen wir nicht von Mobilität, sondern von „Migration", und die hat ein deutlich schlechteres Image.


Es gilt weithin als ausgemacht, dass Staaten die Einwanderung steuern, limitieren, an Voraussetzungen knüpfen oder ganz verhindern dürfen; allenfalls im Rahmen internationaler Verträge (z.B. der Genfer Flüchtlingskonvention) gibt es diesbezügliche Verpflichtungen, und auch diese Verträge sind die Staaten ja freiwillig eingegangen. Ein Menschenrecht auf globale Freizügigkeit wird jedenfalls nicht anerkannt, ganz bewusst auch mit Blick darauf, dass sich angesichts des gewaltigen Wohlstandsgefälles zwischen erster und dritter Welt ansonsten ein großer Teil der Menschheit auf den Weg machen würde. Das Meinungsforschungsinstitut Gallup hat durch umfangreiche Befragungen herausgefunden, dass 750 Millionen Menschen gerne in ein anderes Land ziehen würden, die allermeisten nach Nordamerika, Europa oder Australien.6 Die Abschottungspolitik insbesondere der reichen Industriestaaten ist aber weit weniger selbstverständlich, als es uns vorkommt. Jahrtausendelang gab es weder Grenzen noch Staaten, jeder konnte gehen, wohin er wollte, und auch nach der Entwicklung von Staatswesen blieb das zunächst so, in Deutschland beispielsweise bis 1938!7 Dass man heute Visa zum Reisen braucht und Flüchtlinge in Armut und Krieg abgeschoben werden, mag künftigen Generationen dereinst ähnlich abstossend erscheinen wie uns Heutigen die Sklaverei vergangener Jahrhunderte.


Es ist der Mühe wert, die merkwürdig gegenläufigen Tendenzen der globalen Durchlässigkeit von Waren und Dienstleistungen bei gleichzeitiger Abschottung gegenüber Einwanderern näher zu analysieren, und zwar nicht nur im Hinblick auf die historische Entwicklung und die ökonomischen Hintergründe dieser Entwicklung, sondern insbesondere mit Blick auf die Frage, ob und inwieweit es hierfür eine ethische Rechtfertigung gibt. Wir haben die Frage zu stellen, ob es sich bei dieser neuen Weltordnung um eine zweite Kolonialisierung handelt, in der Gestalt nämlich, dass wir die dritte Welt zwar nicht mehr (direkt) politisch beherrschen, indem wir Vizekönige und Gouverneure entsenden, aber weiterhin ökonomisch ausbeuten, indem wir sie zu unseren (billigen) Produktionsstätten machen, uns aber gegen Einwanderer abschotten. Haben wir aus den ehemaligen Kolonien eine Art globalen GULAG gemacht?


Die Frage, wer wo sein darf, ist aber nicht nur im Hinblick auf globale Migrationgsströme relevant. Auch innerhalb der reichen westlichen Gesellschaften resultieren maßgebliche soziale Verwerfungen daraus, dass immer größere Teile der Bevölkerung Schwierigkeiten haben, eine Wohnung zu finden bzw. zu bezahlen. Der moderne, demokratische Rechtsstaat hat zwar sehr effiziente Abwehr- und Freiheitsrechte hervorgebracht, in Deutschland vorbildlich umgesetzt durch den Grundrechtskatalog des Grundgesetzes, aber es gibt kaum Rechte auf Teilhabe, die sozialen Rechte des Sozialgesetzbuches (SGB) sind nicht als Anspruchsgrundlagen definiert.


So ist Wohnungsnot inzwischen in praktisch allen Industrieländern eines der drängendsten sozialen Probleme, und die Bemühungen der Politik, der fatalen Entwicklung etwas entgegenzusetzen, erinnern in ihrer Ineffizienz an die Strampelei eines Nichtschwimmers, den man in ein tiefes Wasserbecken geworfen hat.


Wohnungsnot in Deutschland


Unter allen sozialen Problemen, die im Deutschland des 21. Jahrhunderts diskutiert werden, ragt die Wohnungsnot hervor. Einerseits ist das Wohnen ein Thema, das jeden Menschen nicht nur betrifft, sondern emotional berührt, andererseits ist der Mangel an Wohnraum das einzige soziale Problem, dass nicht einfach durch Umverteilung finanzieller Ressourcen gelöst werden kann. Hartz IV-Regelsätze, Kindergeld und Bafög, aber auch Sozialversicherungsbeiträge und Steuersätze können jederzeit erhöht oder gesenkt werden, je nach politischem Willen; Wohnungen aber sind einfach zu wenige da, egal, was ein Parlament beschliesst. Es ist fast wie beim Klima: wenn man das Problem lange genug ignoriert hat, wird es unbeherrschbar, und politisches Gegensteuern wird nicht nur teuer, sondern es dauert auch lange, bis man Erfolge sieht.


Über viele Jahre hat die Politik das Problem der Wohnungsnot nicht wirklich ernst genommen. Der einstmals beträchtliche Bestand an Wohnungen im Eigentum der öffentlichen Hand wurde an private Investoren verscherbelt, um die Finanzen klammer Kommunen zu sanieren. Gleichzeitig ist der Anteil an Immobilieneigentümern in der deutschen Bevölkerung, jedenfalls gemessen an deren Wohlstand, im Vergleich zu anderen europäischen Ländern niedrig,8 weshalb der Mietwohnungsmarkt entsprechend groß und gesamtgesellschaftlich wichtig ist; und natürlich sind es überwiegend die weniger Wohlhabenden, die in Mietwohnungen leben. Schließlich zieht es immer mehr Menschen in die wenigen Ballungsräume, die Großstädte wachsen, einschließlich der sogenannten „Speckgürtel", während auf dem Land das große „Dorfsterben" grassiert. Daran wird sich auch vorläufig nichts ändern; für den Zeitraum bis 2050 wird ein weiterhin ungebremstes Wachstum für die meisten Metropolen prognostiziert, parallel dazu schrumpft und überaltert die Bevölkerung ländlicher Gebiete.9


Diese Probleme sind übrigens nicht neu, und auch die naheliegende Maßnahme, um Abhilfe zu schaffen, ist keine Erfindung christ- und sozialdemokratischer Nachkriegsregierungen. Vielmehr wurden z.B. in den 1920-er Jahren in Deutschland ca. 300.000 öffentlich geförderte Wohnungen gebaut, auch in Großbritannien begann man mit dem Bau sogenannter „council houses", um der katastrophalen Wohnverhältnisse in den Großstädten Herr zu werden.10


Seit die Wohnungsnot im beginnenden 21. Jahrhundert irgendwann (wieder) so groß wurde, dass sie als Wahlkampfthema taugte (in der modernen Demokratie der zuverlässigste Trigger, um Politiker zum Handeln zu bewegen), tobt der Wettstreit der Ideologen, ob das Heil nun in Liberalisierung liegt oder in Regulierung.11 Der Verlauf der Diskussion ist dabei ebenso berechenbar wie ergebnislos: die Bauwirtschaft und als ihre politische Vertretung insbesondere die FDP argumentieren, die Knappheit an günstigem Wohnraum liege an der schleppenden Bearbeitung von Bauanträgen sowie an viel zu hohen Standards vor allem mit Blick auf Umweltauflagen. Die Gründe für den erkannten Misstand sind in der neoliberalen Betrachtung also wieder einmal Bürokratie und Regulierung. Umgekehrt versprechen sich Vertreter des linken Spektrums (in diesem Fall allerdings bis weit in die Mitte ragend) Besserung gerade von stärkerer Regulierung z.B. durch die sogenannte Mietpreisbremse. Dass diese Maßnahme die erhoffte Wirkung verfehlen wird, kann man deshalb (noch) nicht beweisen, weil sie bislang handwerklich so schlecht gemacht ist, dass man die ausbleibende Wirkung nicht ohne weiteres der Idee anlasten kann. Es besteht aber kaum Hoffnung, dass solche Initiativen den erwünschten Erfolg haben werden. Gleiches gilt auch für die wenig originelle Idee, Maklercourtagen durch gesetzliche Vorschrift den Vermietern bzw. Verkäufern von Wohnungen aufzubürden und damit die Mieter bzw. Käufer zu entlasten. Es gibt, wenn die Machtverhältnisse am Markt es zulassen, immer einen Weg, solche Regelungen zu unterlaufen, z.B. indem das Maklerhonorar einfach in den Kaufpreis eingerechnet wird; am Ende ist nur wichtig, wie viel der Käufer insgesamt zu zahlen bereit ist.


Aber natürlich ist auch der oben erwähnte Griff in die neoliberale Hausapotheke nicht zielführend: der Immobilienmarkt weist gegenüber anderen Märkten wichtige Besonderheiten auf, insbesondere den Umstand, dass Grund und Boden nicht beliebig vermehrbar sind. Man kann versuchen, die Flächen effizienter zu nutzen, enger und höher zu bauen, aber letztlich lässt sich die Erde nicht aufpumpen. Während eine hohe Nachfrage nach Fernsehern oder Fahrrädern also nicht zu dauerhafter Verknappung und hohen Preisen führt, weil mit höherer Produktion und damit höherem Angebot reagiert wird, was die Preise meist sogar fallen lässt, trifft die steigende Nachfrage nach Wohnraum (in Ballungsgebieten) auf ein natürlich begrenztes Angebot; wer das einfach dem Markt überlassen will, ist nicht nur sozial ziemlich unsensibel, sondern hat auch die liberalen Klassiker nicht wirklich verstanden. John Locke etwa postulierte zwar mit aller Entschiedenheit das Recht auf privates Eigentum, wies aber - gerade mit Blick auf Grund und Boden ganz ausdrücklich - darauf hin, dass es eine Pflicht zur Nutzung des Eigentums gebe: wer etwa Wohnungen leer stehen lässt, weil er sich davon höhere Spekulationsgewinne verspricht, könnte nach Locke enteignet werden!12


Letztlich hat die deutsche Wohnungspolitik in den letzten dreissig Jahren mehr oder weniger alles falsch gemacht:




	der einstmals hohe Bestand an Wohnungen in der öffentlichen Hand wurde zu großen Teilen verkauft;


	verbliebene Sozialwohnungen werden zu einem erheblichen Teil von Mietern bewohnt, die aus ihrer Bedürftigkeit längst herausgewachsen sind;


	falsch gesetzte bzw. anderen Zielen dienende Anreize, insbesondere zur ökologischen Sanierung, verteuern den vorhandenen Wohnraum zusätzlich und „gentrifizieren" damit die Städte;


	Bürokratie und teure Umwelt- und Sicherheitsstandards machen Neubauten zwangsläufig langwierig und teuer;


	das Fehlen tragfähiger Konzepte für die wirtschaftliche Entwicklung sowie die verkehrsmässige Anbindung ländlicher Gebiete führt zur fortgesetzten Landflucht und damit zu ständig steigender Nachfrage nach städtischem Wohnraum;


	die rasant steigenden Grundstückspreise führen dazu, dass es sich mehr lohnt, ein bebauungsfähiges Grundstück brach liegen zu lassen und auf steigende Preise zu spekulieren, als es zu bebauen;


	
ebenso werden frei werdende Wohnungen häufig nicht neu vermietet, sondern frei gelassen, weil das entmietete Haus am Markt wertvoller ist als das vermietete (es ist ein Skandal, wenn derzeit in Europa auf jeden Obdachlosen zwei leerstehende Wohnungen kommen!13).





Es mag sein, dass man ein wenig Bürokratie abbauen könnte. Vielleicht kann man auch ein paar Standards zur Wärmedämmung oder zum Brandschutz etwas flexibler gestalten. Vielleicht kann man andererseits auch den Maklern etwas genauer auf die Finger schauen und es noch einmal mit einer Mietpreisbremse versuchen, die ein wenig intelligenter ausgestaltet ist als ihre Vorgängerin. Auch bei den steuerlichen Bau- und Sanierungsanreizen kann man sicherlich einiges verbessern. Aber alles zusammen wird das Problem nicht beheben; das spüren die betroffenen Menschen, und es regt sich dementsprechender Unmut, der rasch zum Aufruhr werden kann. Ein Durchschnittsverdiener kann sich in München, Stuttgart oder Frankfurt keine Wohnung mehr leisten, es sei denn, er hat sie schon sehr lange. Diese Diskrepanz zwischen günstigen Altmietverträgen und viel teureren Neumietverträgen kollidiert übrigens auf geradezu absurde Weise mit der gesellschaftlichen Forderung nach „Mobilität" im Arbeitsleben. Wer etwa in Köln seit zwanzig Jahren in einer Mietwohnung lebt, muss schon einen gewaltigen Gehaltssprung machen, damit der neue Job (samt neuer Wohnung) in Hamburg attraktiv wird. Politische Ideen wie neuerdings das sogenannte „Baukindergeld" kommen - wie üblich - nicht den Schwachen zugute, sondern allenfalls denen, die ohnehin besser gestellt sind, also an Immobilienerwerb überhaupt denken können; wahrscheinlicher noch ist aber, dass das Baukindergeld einfach die Kaufpreise weiter erhöht, weil es zu einer Steigerung der Nachfrage führt. Am Ende landet die staatliche Förderung, finanziert aus den Steuermitteln, die von Millionen fleissiger Durchschnittsbürger erwirtschaftet wurden, also bei den Immobilienspekulanten, denen man doch eigentlich das unsoziale Handwerk legen will.


Es ist ganz offensichtlich, dass man den Immobilienmarkt nicht dem freien Spiel der Kräfte überlassen darf - für diese Erkenntnis genügt eigentlich schon die oben erwähnte Tatsache, dass man Grund und Boden nicht vermehren, also nur sehr begrenzt am Angebot schrauben kann.


Diese Zusammenhänge hatten im Prinzip schon die Väter und Mütter des Grundgesetzes erkannt, als sie in Art. 15 GG die Möglichkeit einer „Vergesellschaftung" von Grund und Boden14 normierten. Einerseits war dies Ausdruck der im Hinblick auf eine künftige Wirtschaftsordnung noch nicht festgelegten Haltung des Grundgesetzes,15 andererseits erkannten die Verfasser aber auch die besondere Bedeutung, die dem Grund und Boden zukam. Auch das Bundesverfassungsgericht hat hierzu klargestellt, dass „die Tatsache, dass der Grund und Boden unvermehrbar und unverzichtbar ist, (es) verbietet, seine Nutzung dem unübersehbaren Spiel der Kräfte und dem Belieben des Einzelnen vollständig zu überlassen."16 Schließlich gibt es in § 176 des Baugesetzbuches (BauGB) das sogenannte Baugebot, demzufolge der Eigentümer eines bebauungsfähigen Grundstücks zur Bebauung verpflichtet werden kann; § 176 Abs. 8 BauGB droht mit Enteignung, falls der Eigentümer dem Baugebot nicht nachkommt.


All diese Vorschriften bzw. Entscheidungen zeigen, dass es sich beim Grund und Boden nicht um einen gewöhnlichen Vermögenswert handelt. Für den Spekulanten mag es egal sein, ob er wertvolle Gemälde kauft und hofft, sie irgendwann mit astronomischem Gewinn an einen russischen Oligarchen verkaufen zu können, oder ob er auf Wertsteigerungen von brachliegenden Grundstücken zockt: der Staat aber muss hier einen Unterschied machen.


Ob es dabei zu Vergesellschaftungen nach Art. 15 GG kommen muss, wie es eine derzeit laufende Berliner Initiative zu einem entsprechenden Volksbegehren17 bezweckt, ist eine andere Frage. Von neoliberaler Seite18 kommt hierzu der durchaus originelle Einwand, Art. 15 GG sei so etwas wie der Blindarm des Grundgesetzes, nämlich „enthalten, aber nutzlos und im Zweifel ein Entzündungsherd". Der ehemalige Verfassungsrichter Udo di Fabio nennt Art. 15 GG eine „vertrocknete Norm", weil er zwar als Konzession an die SPD in die Verfassung aufgenommen, aber nie angewandt worden sei, und die Kritik an der liberalen Eigentumsordnung sei ein Bestandteil des „Arsenals antiwestlicher Affekte".19 Es scheint aber unvermeidlich, dass die öffentliche Hand zumindest einen gewissen Bestand eigener Wohnungen aufbaut, um marktsteuernd eingreifen und Härten abfedern zu können. Das ist übrigens auch mit Blick auf öffentliche Finanzen sinnvoll, wie das folgende Beispiel aus meiner eigenen Praxis als ehrenamtlicher Schuldnerberater beim Caritasverband Frankfurt am Main zeigt:


In meine Sprechstunde bei der Schuldnerberatung kam im Sommer 2016 ein bulgarisches Ehepaar, das einige Zeit zuvor im Rahmen der EU-Freizügigkeit mit vier Kindern nach Frankfurt gezogen war. Die Familie hatte dafür gute Gründe, war sie doch als Angehörige einer türkisch-sprachigen Minderheit und wegen ihrer Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Sinti und Roma in ihrem Heimatland besonderen Schwierigkeiten ausgesetzt. In Frankfurt lebte die Familie von Hartz IV und war, wegen der Wohnungsknappheit in der Mainmetropole, in einem Hotel untergebracht.


Es muss an dieser Stelle erwähnt werden, dass sich jegliche Assoziationen an Urlaubshotels oder Luxusherbergen in solchem Zusammenhang verbieten. Die sogenannten Hotels, in denen großstädtische Behörden Familien unterbringen, die ansonsten obdachlos wären, was man zumindest wegen der Kinder nicht in Kauf nehmen kann, sind grundsätzlich eng, schmutzig und oft baufällig; niemand, der eine Alternative hat, will dort wohnen.


Das hindert die Betreiber solcher Unterkünfte allerdings nicht daran, stolze Preise aufzurufen: im vorliegenden Fall € 30,- pro Person und Tag, d.h., 6 Personen x 30 Tage x € 30,- = € 5.400,- im Monat! Seit Jahren!!


Für diesen Preis kann man selbst in Frankfurt eine Luxusvilla mieten, und natürlich könnte man dafür auch Wohnungen bauen. Eine öffentliche Hand, die sich nicht darum kümmert, dass sie ihre gesetzlich geregelten Pflichten gegenüber bestehenden Ansprüchen nach dem Sozialgesetzbuch erfüllen kann und dann Steuergelder in solchem Umfang aufwendet, um sich heraus zu kaufen, handelt grob pflichtwidrig.


Dabei gibt es durchaus Beispiele, wie so etwas funktionieren kann, ohne dass man gleich die DDR 2.0 ausruft. In Wien etwa verfügt die Kommunalverwaltung über einen gewaltigen Bestand an modernen, gut ausgestatteten Wohnungen, der über viele Jahrzehnte aufgebaut und gepflegt wurde. Jeder vierte Wiener Bürger wohnt in einer städtischen Wohnung, und man kann seinen Mietvertrag sogar vererben.20 Und natürlich gibt es - siehe § 176 BauGB - auch unterhalb von Enteignung und Vergesellschaftung Eingriffsmöglichkeiten des Staates, wenn Wohnungen oder Grundstücke aus spekulativen Gründen dem Markt entzogen werden. Dass es Arbeitsschutzgesetze gibt, die für Angestellte in Büros eine Mindestfläche pro Mitarbeiter vorschreiben, gleichzeitig aber Menschen im Winter in U-Bahnhöfen übernachten, um sich vor der Kälte zu schützen, kann eine humane Gesellschaft nicht hinnehmen.


Jedenfalls hat der Staat die Brisanz des Problems der Wohnungsknappheit über Jahrzehnte verkannt bzw. nicht ausreichend ernst genommen, und jedenfalls muss hier dringend konsequent gegengesteuert werden. Dabei müssen die zu treffenden Massnahmen weit darüber hinausgehen, mit ein paar Subventionen hier und ein paar Regulierungen dort am Markt herumzufummeln; es braucht einen Paradigmenwechsel in der Wohnungspolitik, der die Schaffung von Wohnraum, ggf. auch die Erschließung ländlicher Wohngebiete durch öffentlichen Verkehr und Infrastruktur zum Primat der Politik erklärt. Außerdem muss dringend darüber diskutiert werden, wie die inzwischen in manchen Bereichen absurde Spreizung der Einkommen begrenzt werden kann; die Notwendigkeit, Geringverdiener besser zu stellen, folgt nicht zuletzt aus der grassierenden Wohnungsnot. Der Ruf nach Eindämmung der Ungleichheit ist - jedenfalls hier im Zusammenhang mit der Wohnungsnot - nicht einseitig ideologisch motiviert, sondern ergibt sich zwingend aus dem Ziel, die Stabilität und den Zusammenhalt einer liberalen Gesellschaft zu bewahren.


Wohnungsnot in den USA


Wir haben gesehen, dass und warum die Wohnungsnot ein zentrales soziales Problem in Deutschland ist. Natürlich ist die Lage in anderen europäischen Ländern nicht besser; überall ziehen die Menschen in die Ballungsräume, überall steigen die Immobilienpreise, überall versagt der Staat bei seiner Aufgabe, die Lebensgrundlagen für seine Bürger auch mit Blick auf erforderlichen Wohnraum zu sichern. Aber alles ist relativ, und wenn man die Situation in den USA betrachtet, erscheinen deutsche Zustände plötzlich paradiesisch. Und auch wenn Thema dieses Buches der deutsche Sozialstaat ist, lohnt ein Blick auf die USA, weil man hier sehen kann, in welche Richtung sich unsere Wohnungsnot entwickeln könnte, wenn nicht rechtzeitig und entschlossen gegengesteuert wird.


Der amerikanische Soziologe Matthew Desmond, seinerzeit Professor in Harvard21, legte 2016 ein mit dem Pulitzer-Preis ausgezeichnetes Buch über Obdachlosigkeit bzw. Zwangsräumungen sowie die Macht- und (faktische) Rechtlosigkeit von Mietern in amerikanischen Großstädten vor.22 Er hatte hierfür über ein Jahr lang in den prekären Wohngebieten von Milwaukee gelebt,23 einer im Niedergang befindlichen Stadt im Staat Wisconsin am Lake Michigan. Milwaukee gehörte einst zu den prosperierenden Industriestädten des mittleren Westens, mit einer Einwohnerzahl von etwa 750.000 in den 1960-er Jahren; inzwischen leben nur noch ca. 600.000 Menschen in der Stadt, die Arbeitslosigkeit ist hoch, die Kriminalitätsrate ebenfalls, Drogenmissbrauch ist allgegenwärtig, Perspektiven für Jugendliche gibt es kaum, zumal wenn sie keine brauchbare Ausbildung vorweisen können. Dabei ist die Situation natürlich für die afro-amerikanische Population noch weit problematischer als für Weiße. Etwa die Hälfte der schwarzen Männer in erwerbsfähigem Alter ist arbeitslos, ca. ein Drittel saß vor dem vierzigsten Geburtstag schon im Gefängnis.24 Milwaukee ist damit durchaus repräsentativ für die USA der Gegenwart.


In seinem Buch verfolgt Desmond die Schicksale einiger Personen bzw. Familien, die von der Zwangsräumung ihrer Wohnungen betroffen sind, in der Regel weil sie nicht (mehr) in der Lage waren, die Miete zu zahlen. Dabei begleitet er seine Protagonisten bei der mitunter verzweifelten Wohnungssuche, er verfolgt ihre Gerichtsverfahren, er schildert vorurteilslos die Gründe für die finanziellen Zwangslagen, aus denen die Obdachlosigkeit schließlich resultiert, und analysiert die Folgen sowohl für die Betroffenen als auch für die amerikanische Gesellschaft insgesamt. Er idealisiert seine Figuren keineswegs, sie sind fast immer unfähig zu sinnvoller Zukunftsplanung, oft alkohol- oder rauschgiftabhängig, nicht selten kriminell, auch gewalttätig. Aber er sieht sie nicht in erster Linie als gesellschaftliches „Problem", das in eine Ecke gedrängt werden muss, damit es den öffentlichen Frieden nicht zu sehr stört, sondern er wendet sich den betroffenen Menschen zu, er betrachtet sie mit dem Respekt, der ihnen auch in der amerikanischen Rechtsordnung eigentlich zukommt, und er vermeidet moralische Urteile (übrigens auch gegenüber den Vermietern).


Was Matthew Desmond an Resultaten präsentiert, ist erschütternd:


Die Zwangsräumung von Mietwohnungen, in Deutschland trotz aller sozialer Probleme und trotz der dramatischen Wohnungsnot selten und in ihrer Durchsetzung langwierig, ist in US-Großstädten an der Tagesordnung, insbesondere in ärmeren Stadtvierteln. Pro Jahr werden in Milwaukee 3,5% aller Mietwohnungen zwangsgeräumt; in „high poverty neighborhoods" sind es 7,2%.25 Dabei trifft es weitaus häufiger schwarze Mieter als weiße (Hispanics liegen dazwischen), und unter den Schwarzen vor allem Frauen.26 „Poor black men were locked up. Poor black women were locked out."27


Was die Häufung von Zwangsräumungen bei Schwarzen betrifft, spielt neben dem offenkundigen Rassismus,28 der sich auch über 50 Jahre nach der Bürgerrechtsbewegung hartnäckig als prägendes Merkmal der amerikanischen Gesellschaft hält, natürlich auch die (freilich aus dem langfristigen Rassismus resultierende) Tatsache eine Rolle, dass Schwarze sehr viel häufiger von Armut betroffen sind als Weisse. Sozialpolitisch noch skandalöser ist hingegen die Diskrepanz zwischen Frauen und Männern29: sie hat nämlich oft damit zu tun, dass Kinder in Mietwohnungen unerwünscht sind. Natürlich wachsen viele Jugendliche in den USA, insbesondere viele schwarze Jugendliche, und ganz besonders viel schwarze Jugendliche in armen Wohnvierteln, als Kinder alleinerziehender Mütter auf. Dass solchermaßen dreifach benachteiligte junge Menschen die besondere Fürsorge des Staates brauchen, versteht sich aus sozialpolitischer Sicht eigentlich von selbst. In den USA jedoch werden alleinerziehende Mütter und ihre Kinder zusätzlich dadurch diskriminiert, dass sie am umkämpften Wohnungsmarkt eine besonders schlechte Position einnehmen, weil sie für Vermieter potentiell unbequem sind und die Marktmacht der Immobilienbesitzer gegenüber den verzweifelt nach Behausung suchenden Mietern es den Erstgenannten erlaubt, Mietkandidaten wegen solchen „Unbequemlichkeitspotentials" einfach auszusortieren („... children can cost landlords money and cause them 'headache'").30 Während Kinder im Haushalt hier zu Lande einen Schutz vor Obdachlosigkeit bieten, weil Familien bei der Vergabe von öffentlichem Wohnraum bevorzugt werden und die Vermeidung von Kinder-Obdachlosigkeit für kommunale Verwaltungen eine hohe Priorität geniesst, stellen sie in den USA einen wichtigen Risikofaktor für Zwangsräumung und Obdachlosigkeit dar („Children didn't shield families from eviction; they exposed them to it"31). Einerseits ist es für Familien mit Kindern signifikant schwieriger, überhaupt eine Wohnung zu finden,32 andererseits wurde eine der Mieterinnen („Arleen"), deren Schicksal Desmond in seinem Buch verfolgt, innerhalb von zwei Jahren mehrfach aus Wohnungen geworfen, weil ihr Sohn „aufgefallen" war; dabei ging es nicht etwa um schwere Straftaten, sondern darum, dass etwa ein unbekannter Mann, dessen Auto Arleen's Sohn mit einem Schneeball beworfen hatte, die Tür zur Wohnung eintrat, wofür Arleen verantwortlich gemacht wurde,33 oder, bei einer späteren Zwangsräumung, um eine Rangelei in der Schule, die dem Vermieter zu Ohren kam.34 Die Anwesenheit von Kindern im Haushalt verdreifache die Wahrscheinlichkeit einer Zwangsräumung, so Desmond.35 Noch unglaublicher erscheint es, wenn Desmond von einer Frau berichtet, die ihre Wohnung verlor, weil sie wegen häuslicher Gewalt die Polizei rufen musste!36


In der Regel erfolgen solche Zwangsräumungen „informell", werden also nicht auf ihre Rechtmässigkeit hin geprüft. Betroffene Mieter haben weder die Kenntnisse noch die finanziellen Mittel, um sich gegen Kündigung und Zwangsräumung zu wehren. Folgerichtig ist eine der wichtigsten Forderungen, die von Matthew Desmond in diesem Zusammenhang erhoben werden, diejenige nach einem Zugang zu kostenfreier Rechtsberatung; nach Desmonds Recherchen bekommen 70% der Betroffenen keine juristische Unterstützung.37 Und dabei ist noch zu berücksichtigen, dass hier nur die Verfahren erfasst sind, die vor Gericht landen; die weit überwiegende Mehrzahl der Zwangsräumungen erfolgt, ohne dass sich die Mieter zur Wehr setzen (bis zu 90%)38.


Unabhängig von dieser fehlenden „Waffengleichheit", die zu gewährleisten das deutsche Recht sich alle Mühe gibt, die in den USA aber erkennbar kaum eine Rolle spielt, sind allerdings auch die Rahmenbedingungen im Mietrecht sehr unterschiedlich:


In Deutschland muss ein Vermieter, um die Wohnung außerordentlich kündigen zu können, einen Rückstand von zwei Monatsmieten (oder sonstige schwere Verstöße gegen den Mietvertrag) nachweisen. Er hat eine Räumungsklage einzureichen und nach deren erfolgreicher Durchführung eine Zwangsräumung per Gerichtsbeschluss zu beantragen. Während dieses sich über viele Monate hin ziehenden Prozesses hat der Mieter verschiedene Möglichkeiten, seine Zwangsräumung abzuwenden; u.a. steht ihm die Möglichkeit offen, beim Sozialamt ein Mietdarlehen zu beantragen, mit dem er die Mietrückstände ausgleichen kann und das er mit kleinen Raten (i.d.R. ca. € 40,-pro Monat) zurückzahlen kann. Dieses Darlehen wird unabhängig von der Bonität des Mieters gewährt, in der Praxis werden viele dieser Darlehen nicht zurückgezahlt, erfüllen aber dennoch den Zweck, eine Zwangsräumung zu vermeiden. Kommt es zum Prozess, kann der Mieter sich juristischen Beistand besorgen, indem er Prozesskostenhilfe beantragt, außerdem gibt es kostenfreie Beratungsangebote einer Reihe gemeinnütziger Organisationen.


In den USA39 genügt es, dass der Mieter mit der Mietzahlung überhaupt in Rückstand kommt, außerdem gibt es den in Deutschland etablierten Kündigungsschutz ohnehin insofern nicht, als Wohnungen oft „Month to Month" vermietet werden, also auch dann monatlich kündbar sind, wenn sich der Mieter gar nichts zu schulden hat kommen lassen.


Bei einer typischen „off-the-record-eviction", also einer Zwangsräumung, die nicht vor Gericht verhandelt wurde, übergibt der Vermieter dem Mieter eine „Eviction Notice" (Räumungsaufforderung), mit einer Frist von häufig lediglich fünf Tagen (!), anschließend rückt er, wenn der Mieter nicht freiwillig ausgezogen ist, mit der Polizei und ein paar Möbelpackern an. Der Mieter wird einfach rausgeworfen, seine Habseligkeiten werden irgendwo eingelagert, und wenn er sie zurückbekommen will, muss er zuerst die Kosten der Räumung und der Einlagerung bezahlen, was er in der Regel nicht kann, weshalb die Zwangsräumung neben der Obdachlosigkeit auch noch den Verlust seines gesamten Hausrats bedeutet.40 Weil die gekündigten Mieter das wissen, räumen sie die Wohnung meist freiwillig und bringen ihre mobilen Güter irgendwo bei Freunden unter.41 Gelegentlich helfen Vermieter nach, indem sie eine „Prämie" (von wenigen hundert Dollar) zahlen, wenn die Wohnung freiwillig geräumt wird.42


Jenseits dieser verfahrenstechnischen Unterschiede, die in den USA nahezu jede denkbare Situation zum Nachteil des Schwächeren regeln, während der deutsche Rechtsstaat hier zumindest grundsätzlich um einen gewissen Ausgleich bemüht ist, gibt es selbstverständlich auch gewaltige Diskrepanzen, was die zur Abwendung entsprechender Konflikte bereit stehenden Sozialleistungen betrifft. Das deutsche „Hartz IV"-System wird im folgenden Text noch einer grundsätzlichen Kritik zu unterziehen sein, es ist unabhängig von Verteilungsfragen, die sich an der Höhe der Regelsätze entzünden, strukturell verfehlt. Aber immerhin hat der deutsche Sozialgesetzgeber erkannt, dass „Wohnen" ein Grundbedürfnis ist, das gewährleistet werden muss, unabhängig von sonstigen Teilhaberechten. Deshalb sehen SGB II und SGB XII vor, dass Sozialleistungsempfänger einen Regelsatz erhalten, der ein menschenwürdiges Existenzminimum ermöglichen soll (z.Zt. für allein stehende Erwachsene € 424,- pro Monat43); zuzüglich aber übernehmen das Jobcenter bzw. das Sozialamt die Miete inkl. Heizung und Nebenkosten.44


In den USA ist nicht nur der Zugang zu Sozialleistungen schwieriger, sondern auch deren Höhe i.d.R. unabhängig von den Mietkosten, und sie stagnieren über lange Zeiträume, während die Mieten stark steigen. Z.B. stieg die marktübliche Miete für ein „two-bedroom-Apartment in Milwaukee zwischen 1997 und 2008 von $ 585 auf $ 795; die sog. „welfare-stipends", die im US-System am ehesten der deutschen Sozialhilfe entsprechen, wurden in diesem Zeitraum überhaupt nicht erhöht!45
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